Séachsische Landkreisordnung

Bekanntmachung
der Neufassung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen (SachsLKrO)

Vom 3. Marz 2014

Auf Grund von Artikel 8 des Gesetzes zur Fortentwicklung des Kommunalrechts vom 28. November 2013
(SachsGVBI. S. 822, 841) wird nachstehend der Wortlaut der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen in der
ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung bekannt gemacht. Die Neufassung beriicksichtigt:
1. das am 31. Juli 1993 in Kraft getretene Gesetz vom 19. Juli 1993 (SachsGVBI. S. 577),
den am 7. Mai 1994 in Kraft getretenen § 21 des Gesetzes vom 19. April 1994 (SachsGVBI. S. 773, 776),

den am 29. Dezember 1995 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 1995
(SachsGVBI. S. 414, 415),

4. den am 31. Juli 1993 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Februar 1997 (SachsGVBI.
S.105),

5. den am 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Artikel 10 des Gesetzes vom 28. Juni 2001 (S&dchsGVBI. S. 426,
427),

6. den am 13. Marz 2002 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Februar 2002 (SachsGVBI.
S. 86, 87),

7. den am 3. Juli 2002 in Kraft getretenen Artikel 1 § 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SachsGVBI.
S.168),

den am 1. April 2003 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Marz 2003 (SachsGVBI. S. 49, 53),
den am 23. Mai 2004 in Kraft getretenen Artikel 9 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 148,

153),
10. den am 11. Juni 2005 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Mai 2005 (SachsGVBI. S. 155),
11. den am 25. November 2007 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 7. November 2007

(SachsGVBI. S. 478, 482),
12. den am 1. August 2008 in Kraft getretenen Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI.

S.102,110),

13. den am 1. Oktober 2015 in Kraft tretenden Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI.
S.102,110),

14. den am 11. Juli 2009 in Kraft getretenen Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2009 (SachsGVBI. S. 323,
325),

15. den am 1. Mérz 2012 in Kraft getretenen Artikel 29 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI.
S. 130, 144),

16. den am 18. November 2012 in Kraft getretenen Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Oktober 2012 (SachsGVBI.
S. 562, 565),

17. den am 28. April 2013 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Marz 2013 (SachsGVBI. S. 158,
159) und

18. den am 1. Januar 2014 in Kraft getretenen Artikel 2 des eingangs genannten Gesetzes.

Dresden, den 3. Marz 2014
Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig
Landkreisordnung
far den Freistaat Sachsen
(SachsLKrO)
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§1

Wesen und Organe des Landkreises

(1) Der Landkreis erfillt seine Aufgaben in blrgerschaftlicher Selbstverwaltung zum gemeinsamen Wohl aller
Einwohner. Er unterstiitzt die kreisangehérigen Gemeinden in der Erflllung ihrer Aufgaben und tréagt zu einem
gerechten Ausgleich ihrer Lasten bei.

(2) Der Landkreis ist rechtsfahige Gebietskérperschaft des 6ffentlichen Rechts.
(3) Organe des Landkreises sind der Kreistag und der Landrat.

(4) Behoérde des Landkreises ist das Landratsamt.

§2
Aufgaben

(1) Die Landkreise erfiillen, soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen, alle liberdrtlichen und alle die
Leistungsfahigkeit der einzelnen kreisangehérigen Gemeinde lbersteigenden Aufgaben in eigener
Verantwortung. Zur Erflllung dieser Aufgaben schaffen die Landkreise die fiir das soziale, kulturelle, sportliche und
wirtschaftliche Wohl ihrer Einwohner erforderlichen 6ffentlichen Einrichtungen.

(2) Die Landkreise kdnnen durch Gesetz zur Erfullung bestimmter 6ffentlicher Aufgaben verpflichtet werden
(Pflichtaufgaben). Werden den Landkreisen neue Pflichtaufgaben auferlegt, sind Bestimmungen Gber die Deckung
der Kosten zu treffen. Fiihren diese Aufgaben zu einer Mehrbelastung der Landkreise, ist ein entsprechender
finanzieller Ausgleich zu schaffen.

(3) Pflichtaufgaben kénnen den Landkreisen zur Erflllung nach Weisung auferlegt werden (Weisungsaufgaben).
Das Gesetz bestimmt den Umfang des Weisungsrechts. Die Weisungen sollen sich auf allgemeine Anordnungen
beschranken und in der Regel nichtin die Einzelausfihrung eingreifen.

(4) In die Rechte der Landkreise darf nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingegriffen werden.

(5) Die Landratsamter sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, untere Verwaltungsbehérden im Sinne bundes- und
landesrechtlicher Vorschriften.

§3

Satzungen

(1) Die Landkreise kénnen die weisungsfreien Angelegenheiten durch Satzung regeln, soweit Gesetze oder
Rechtsverordnungen keine Vorschriften enthalten. Satzungen werden vom Kreistag beschlossen.
Weisungsaufgaben kénnen durch Satzung geregelt werden, wenn ein Gesetz hierzu ermachtigt.

(2) Der Landkreis hat eine Hauptsatzung zu erlassen. Die Hauptsatzung und ihre Anderung werden mit der
Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder des Kreistages beschlossen.

(3) Auf der Grundlage der Verfassung des Freistaates Sachsen gewéhrleisten die Landkreise die Recht der Biirger
sorbischer Volkszugehdrigkeit. Die Landkreise des sorbischen Siedlungsgebietes regeln die Férderung der
sorbischen Kultur und Sprache durch Satzung. Gleiches gilt fur die zweisprachige Benennung der Landkreise
sowie der 6ffentlichen Gebaude, Einrichtungen, StraBen, Platze und Briicken im sorbischen Siedlungsgebiet,
soweit dies nicht Aufgabe der Gemeinden ist.

(4) Satzungen sind durch den Landrat auszufertigen und 6ffentlich bekanntzumachen. Sie treten am Tage nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn sie keinen anderen Zeitpunkt bestimmen. Satzungen sind der
Rechtsaufsichtsbehdrde unverziiglich nach ihrem Erlass in vollem Wortlaut anzuzeigen.

(5) Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustande gekommen sind, gelten ein
Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an giiltig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind,

3. der Landrat dem Beschluss nach § 48 Abs. 2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehdrde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegentiber dem Landkreis unter Bezeichnung
des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablaufder in Satz 1
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. Die Satze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn bei
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der Bekanntmachung der Satzung auf die Voraussetzungen flr die Geltendmachung der Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen worden ist.

(6) Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 gelten fiir andere Rechtsvorschriften des Landkreises entsprechend.

§4

Name, Bezeichnung und Sitz

(1) Die Landkreise filhren den gesetzlich bestimmten Namen. Die Anderung des Namens eines Landkreises
bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln aller Mitglieder des Kreistages und der Genehmigung der obersten
Rechtsaufsichtsbehdrde. Sie kann einem Landkreis auf Antrag eine sonstige Bezeichnung verleihen, die auf der
Geschichte oder der heutigen Eigenart oder Bedeutung des Landkreises beruht.

(2) Der Sitz des Landratsamtes wird durch Gesetz bestimmt. Der Landkreis kann AuBenstellen des Landratsamtes
einrichten.

§5
Wappen, Flaggen und Dienstsiegel

(1) Die Landk__reise kédnnen ihre bisherigen Wappen flihren. Die erstmalige Fihrung von Wappen und Flaggen
sowie deren Anderung bedirfen der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehdrde.

(2) Die Landkreise fihren Dienstsiegel. Landkreise mit eigenem Wappen fiihren dieses, die Ubrigen Landkreise
das Wappen des Freistaates Sachsen mit der Bezeichnung und dem Namen des Landkreises als Umschriftin
ihrem Dienstsiegel.

Zweiter Abschnitt
Gebiet des Landkreises

§6
Gebietsbestand

(1) Das Gebiet des Landkreises besteht aus den nach geltendem Recht zum Landkreis gehérenden Gemeinden.
Uber Grenzstreitigkeiten entscheidet die Rechtsaufsichtsbehdrde.

(2) Das Gebiet des Landkreises soll so bemessen sein, dass die Verbundenheit der Gemeinden und der
Einwohner des Landkreises gewahrt und die Leistungsfahigkeit des Landkreises zur Erflillung seiner Aufgaben
gesichertist.

§7

Gebietsdnderungen

(1) Das Gebiet von Landkreisen kann aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit gedndert werden.

(2) Die Aufldsung und Neubildung eines Landkreises sowie die Anderung der Grenzen eines Landkreises infolge
Eingliederung oder Ausgliederung von Gemeinden bedirfen eines Gesetzes. Dies gilt nicht fir die Neubildung
einer Gemeinde oder die Eingliederung einer Gemeinde in eine andere Gemeinde durch Vereinbarung mit
Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehérde und die Eingliederung eines Gemeindeteiles in eine andere
Gemeinde, durch die das Gebiet von Landkreisen betroffen wird. Im Falle der Neubildung einer Gemeinde
bestimmt die oberste Rechtsaufsichtsbehérde, zu welchem Landkreis die neugebildete Gemeinde gehért; dabei ist
den Ubereinstimmenden Voten der beteiligten Gemeinden zu entsprechen, es sei denn, schwerwiegende Griinde
des Wohls der Allgemeinheit stehen entgegen.

(3) Vor der Grenzanderung sind die beteiligten Landkreise und Gemeinden zu héren.

(4) Fur Rechtshandlungen, die wegen einer Anderung des Kreisgebiets erforderlich sind, werden éffentliche
Abgaben, die auf Landesrecht beruhen, nicht erhoben; Auslagen werden nicht ersetzt.

§8

Auseinandersetzung

(1) Im Fall des § 7 Abs. 2 Satz 2 und bei sonstigen Anderungen von Gemeindegrenzen durch Vereinbarung, durch
die das Gebiet von Landkreisen betroffen wird, regeln die beteiligten Landkreise, soweit erforderlich, die
Rechtsfolgen der Anderung ihrer Grenzen und die Auseinandersetzung durch Vereinbarung, die der
Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehérde bedarf. Enthalt diese Vereinbarung keine erschépfende Regelung oder
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kann wegen einzelner Bestimmungen die Genehmigung nicht erteilt werden, ersucht die Rechtsaufsichtsbehdrde
die Landkreise, die Mangel binnen angemessener Frist zu beseitigen. Kommen die Landkreise einem solchen
Ersuchen nicht nach, trifft die Rechtsaufsichtsbehdrde die im Interesse des 6ffentlichen Wohls erforderlichen
Bestimmungen; dasselbe gilt, wenn die Vereinbarung nicht bis zu einem von der Rechtsaufsichtsbehérde
bestimmten Zeitpunkt zustande kommt.

(2) Die Regelung nach Absatz 1 begriindet Rechte und Pflichten der Beteiligten und bewirkt den Ubergang, die
Beschréankung oder die Aufthebung von dinglichen Rechten. Die Rechtsaufsichtsbehdrde ersucht die zusténdigen
Behdérden um die Berichtigung der 6ffentlichen Biicher.

Zweiter Teil
Einwohner und Biirger des Landkreises

§9

Rechtsstellung der Einwohner

(1) Einwohner des Landkreises ist jeder, der in einer Gemeinde des Landkreises wohnt.

(2) Die Einwohner sind im Rahmen der bestehenden Vorschriften berechtigt, die 6ffentlichen Einrichtungen des
Landkreises nach gleichen Grundsatzen zu benutzen, und verpflichtet, die Kreislasten zu tragen.

(3) Wer im Landkreis ein Grundstlick besitzt oder ein Gewerbe betreibt, ohne Einwohner zu sein, istim Rahmen der
bestehenden Vorschriften berechtigt, die 6ffentlichen Einrichtungen des Landkreises zu benutzen, die fir
Grundbesitzer und Gewerbetreibende bestehen, und verpflichtet, fiir seinen Grundbesitz oder Gewerbebetrieb zu
den Lasten des Landkreises beizutragen.

§10
Unterrichtung und Beratung der Einwohner

(1) Der Landkreis unterrichtet seine Einwohner laufend Uber die allgemein bedeutsamen Angelegenheiten seines
Aufgabenbereichs. Er soll sich dabei auch elektronischer Formen bedienen.

(2) Uber Planungen und Vorhaben des Landkreises, die fiir seine Entwicklung bedeutsam sind oder die die
sozialen, kulturellen, 6kologischen oder wirtschaftlichen Belange seiner Einwohner beriihren, sind die Einwohner
friihzeitig und umfassend zu informieren.

(3) Der Landkreis soll im Rahmen seiner rechtlichen und tats&chlichen Méglichkeiten die Einwohner in
Angelegenheiten seines Aufgabenbereiches beraten sowie lber Zustandigkeiten in Verwaltungsangelegenheiten
Auskiinfte erteilen.

§ 11
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen in Kreisangelegenheiten mit
Vorschlagen, Bitten und Beschwerden (Petitionen) an den Landkreis zu wenden. Innerhalb angemessener Frist,
spatestens aber nach sechs Wochen, ist ein begriindeter Bescheid zu erteilen. Istinnerhalb von sechs Wochen ein
begriindeter Bescheid nicht mdglich, ist ein Zwischenbescheid zu erteilen.

(2) Der Kreistag kann fir die Behandlung von Petitionen, die in seine Zustandigkeit fallen, einen
Petitionsausschuss bilden.

§12
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Der Landkreis kann im Rahmen seiner Zustandigkeit bei éffentlichem Beddrfnis durch Satzung fir die
Grundstiicke seines Gebiets den Anschluss an Einrichtungen, die dem 6ffentlichen Wohl, insbesondere dem
Umweltschutz dienen (Anschlusszwang), und die Benutzung solcher Einrichtungen (Benutzungszwang)
vorschreiben.

(2) Die Satzung kann bestimmte Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang zulassen. Sie kann den
Zwang auf bestimmte Teile des Kreisgebiets oder auf bestimmte Gruppen von Grundstlicken, Gewerbebetrieben
oder Personen beschranken.

§13
Biirger des Landkreises
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(1) Birger des Landkreises ist jeder Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes und jeder
Staatsangehdrige eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union, der das 18. Lebensjahr vollendet hat
und seit mindestens drei Monaten im Landkreis wohnt. Wer in mehreren Landkreisen wohnt, ist Biirger nurin dem
Landkreis des Freistaates Sachsen, in dem er seit mindestens drei Monaten seine Hauptwohnung hat. War in dem
Landkreis, in dem sich seine Hauptwohnung befindet, die bisherige einzige Wohnung, wird die bisherige
Wohndauer in diesem Landkreis angerechnet. Bei der Berechnung der Dreimonatsfristist der Tag des Einzugs in
die Frist einzubeziehen.

(2) Die verantwortliche Teilnahme an der biirgerschaftlichen Selbstverwaltung des Landkreises ist Recht und
Pflicht aller Burger.

(3) Bei einer Gebietsanderung werden Blrger, die in dem betroffenen Gebiet wohnen, Blrger des aufnehmenden
Landkreises; im Ubrigen wird bei der Berechnung der Frist nach Absatz 1 Satz 1 die Wohndauer im bisherigen
Landkreis angerechnet.

§14
Wahlrecht

(1) Die Burger des Landkreises sind im Rahmen der Gesetze zu den Kreiswahlen wahlberechtigt und haben das
Stimmrecht in Kreisangelegenheiten.

(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht und vom Stimmrecht ist,

1. wer infolge deutschen Richterspruchs das Wahlrecht oder Stimmrecht nicht besitzt,

2. far wen zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein Betreuer nach deutschem Recht nicht nur durch
einstweilige Anordnung bestelltist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des Betreuers die in § 1896
Abs. 4 und § 1905 des Burgerlichen Gesetzbuches bezeichneten Angelegenheiten nicht umfasst.

§15
Ehrenamtliche Tatigkeit

(1) Die Biirger des Landkreises sind zur Ubernahme und Ausiibung einer ehrenamtlichen Tatigkeit verpflichtet.
Anderen kann der Landkreis eine ehrenamtliche Tatigkeit mit deren Einverstédndnis Ubertragen.

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, obliegt die Bestellung zu einer ehrenamtlichen Tatigkeit dem Kreistag. Er
kann die Bestellung jederzeit widerrufen.

§ 16
Ablehnung ehrenamtlicher Téatigkeit

(1) Aus wichtigem Grund kann die Ubernahme einer ehrenamtlichen Tatigkeit abgelehnt oder das Ausscheiden
aus der Tatigkeit verlangt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Person

1. alter als 65 Jahre ist,

2. anhaltend krank ist,

3. zehn Jahre dem Kreistag angehért oder ein anderes Ehrenamt bekleidet hat,

4. durch die Auslibung der ehrenamtlichen Tatigkeit in seiner Berufs- oder Erwerbstatigkeit oder in der
Firsorge fiir seine Familie erheblich behindert wird,

5. ein 6ffentliches Amt austibt und die oberste Dienstbehdrde feststellt, dass die ehrenamtliche Tatigkeit mit

seinen Dienstpflichten nicht vereinbar ist.
(2) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet der Kreistag.

§17
Pflichten ehrenamtlich Tatiger

(1) Wer eine ehrenamtliche Tatigkeit ausibt, muss die ihm Ubertragenen Aufgaben uneigennitzig und
verantwortungsbewusst erfillen.

(2) Der ehrenamtlich Tatige ist zur Verschwiegenheit Gber alle Angelegenheiten verpflichtet, deren Geheimhaltung
gesetzlich vorgeschrieben, besonders angeordnet oder ihrer Natur nach erforderlich ist. Er darf die Kenntnis von
geheimzuhaltenden Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Diese Verpflichtungen bestehen nach Beendigung
der ehrenamtlichen Tatigkeit fort. Die Geheimhaltung kann nur aus Griinden des 6ffentlichen Wohls oder zum
Schutz berechtigter Interessen einzelner angeordnet werden. Die Anordnung ist aufzuheben, sobald sie nicht mehr
gerechtfertigt ist.
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(3) Kreisrate diirfen Anspriche Dritter gegen den Landkreis nicht geltend machen; hiervon ausgenommen sind
Falle der gesetzlichen Vertretung. Das Gleiche gilt fir andere ehrenamtlich Tatige, wenn diese Anspriiche mitihrer
ehrenamtlichen Tatigkeitim Zusammenhang stehen. Ob die Voraussetzungen dieses Verbots vorliegen,
entscheidet im Zweifelsfall der Kreistag.

(4) Der Kreistag kann einem ehrenamtlich Tatigen, der ohne wichtigen Grund eine ehrenamtliche Tatigkeit ablehnt
oder aus dieser ausscheidet, seine Pflichten nach Absatz 1 gréblich verletzt, einer Verpflichtung nach Absatz 2
zuwiderhandelt oder eine Vertretung entgegen Absatz 3 austibt, ein Ordnungsgeld bis zu 500 EUR auferlegen.

§18
Ausschluss wegen Befangenheit

(1) Der ehrenamtlich Tatige darf weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn er in der Angelegenheit
bereits in anderer Eigenschaft tatig geworden ist oder wenn die Entscheidung ihm selbst oder folgenden Personen
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann:

1. seinem Ehegatten, Verlobten oder Lebenspartner nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes,
einem in gerader Linie oder in Seitenlinie bis zum dritten Grade Verwandten,

einem in gerader Linie oder in Seitenlinie bis zum zweiten Grade Verschwagerten oder als verschwagert
Geltenden, solange die die Schwéagerschaft begriindende Ehe oder Lebenspartnerschaft nach § 1 des
Lebenspartnerschaftsgesetzes besteht,

einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person,

5. einer Person oder Gesellschaft, bei der er beschéftigt ist, sofern nicht nach den tatsachlichen Umstanden
der Beschéftigung anzunehmen ist, dass kein Interessenwiderstreit besteht,

6. einer Gesellschaft, bei der ihm, einer in Nummer 1 genannten Person oder einem Verwandten ersten
Grades allein oder gemeinsam mindestens zehn vom Hundert der Anteile gehéren,

7. einer juristischen Person des privaten Rechts, in deren Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder
vergleichbarem Organ er tatig ist, oder einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts, ausgenommen
einer Gebietskdrperschatft, in deren Organ er tatig ist, sofern er diese Tatigkeit nicht als Vertreter des
Landkreises oder auf dessen Vorschlag ausiibt.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1. fir Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tatigkeit,
2. wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen Interessen einer Berufs- oder Bevdlkerungsgruppe berihrt.

(3) Der ehrenamtlich Tatige, bei dem ein Tatbestand vorliegt, der Befangenheit zur Folge haben kann, hat dies vor
Beginn der Beratung Uber diesen Gegenstand dem Vorsitzenden, sonst dem Landrat mitzuteilen. Ob ein
AusschlieBungsgrund vorliegt, entscheidet im Zweifelsfall in Abwesenheit des Betroffenen bei Kreisraten der
Kreistag, bei Mitgliedern von Ausschiissen der Ausschuss, sonst der Landrat.

(4) Wer an der Beratung und Entscheidung wegen Befangenheit nicht mitwirken darf, muss die Sitzung verlassen.
Ist die Sitzung 6ffentlich, darf er als Zuhérer anwesend bleiben.

(5) Ein Beschluss ist rechtswidrig, wenn bei der Beratung oder Beschlussfassung die Bestimmungen des
Absatzes 1 oder 4 verletzt worden sind oder wenn jemand, ohne dass einer der Griinde des Absatzes 1
vorgelegen héatte, ausgeschlossen worden ist. Der Beschluss gilt jedoch ein Jahr nach der Beschlussfassung oder,
wenn eine 6ffentliche Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser als von Anfang an giiltig zustande
gekommen. § 3 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 und 4 und Satz 3 gilt entsprechend.

§19
Entschadigung fiir ehrenamtliche Téatigkeit

(1) Ehrenamtlich Tatige haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Durch
Satzung kénnen Hochstbetrage und Durchschnittssatze festgesetzt werden. Soweit kein Verdienstausfall entsteht,
kann durch Satzung bestimmt werden, dass fir den Zeitaufwand eine Entschadigung gewahrt wird.

(2) Durch Satzung kann bestimmt werden, dass Kreisraten und sonstigen Mitgliedern der Ausschiisse und Beirdte
des Kreistages eine Aufwandsentschadigung gewéahrt wird.

(3) Ehrenamtlich Tatigen wird Ersatz fir Sachschaden in entsprechender Anwendung der flir Beamte geltenden
Bestimmungen gewahrt.

(4) Ansprlche nach den Absétzen 1 bis 3 sind nicht Gbertragbar.
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§ 20
Einwohnerantrag

(1) Der Kreistag muss Kreisangelegenheiten, fur die er zustandig ist, innerhalb von drei Monaten behandeln, wenn
dies von den Einwohnern beantragt wird (Einwohnerantrag). Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu
erdrternden Angelegenheiten schriftlich eingereicht werden. Der Antrag muss von mindestens 10 vom Hundert der
Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

(2) In dem Einwohnerantrag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson benannt
werden, die jede fir sich zur Entgegennahme von Mitteilungen und Entscheidungen des Landratsamtes und zur
Abgabe von Erklarungen erméchtigt ist. Sie sind bei der Beratung im Kreistag zu héren.

(3) Das Ergebnis der Behandlung nach Absatz 1 Satz 1 istin ortsiblicher Weise bekanntzugeben.

§ 21
Biirgerbegehren

(1) Die Durchfihrung eines Bilrgerentscheids kann schriftlich von Biirgern des Landkreises beantragt werden
(Burgerbegehren); die elektronische Form ist ausgeschlossen. Das Biirgerbegehren muss mindestens

von 10 vom Hundert der Blrger des Landkreises unterzeichnet sein. Ein Blirgerbegehren darf nur
Angelegenheiten zum Gegenstand haben, liber die innerhalb der letzten drei Jahre nicht bereits ein
Birgerentscheid aufgrund eines Blirgerbegehrens durchgeflihrt worden ist.

(2) Das Burgerbegehren muss einen mit ja oder nein zu entscheidenden Entscheidungsvorschlag und eine
Begriindung enthalten sowie eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnen, die
jede flr sich zur Entgegennahme von Mitteilungen und Entscheidungen des Landkreises erméchtigtist. Die
Abgabe von Erklarungen ist nur gemeinsam mdglich. Das Birgerbegehren muss einen nach den gesetzlichen
Bestimmungen durchfiihrbaren Vorschlag zur Deckung der Kosten oder der Einnahmeausfalle der verlangten
MaBnahme enthalten.

(3) Das Burgerbegehren muss vor Beginn der Unterschriftensammlung schriftlich bei dem Landkreis angezeigt
werden. Es ist spatestens ein Jahr nach Zugang der Anzeige mitden nach Absatz 1 Satz 2 erforderlichen
Unterschriften bei dem Landkreis einzureichen. Richtet es sich gegen einen Beschluss des Kreistages, muss es
innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des Beschlusses in 6ffentlicher Sitzung bei dem Landkreis
eingereicht werden.

(4) Uber die Zulassigkeit des Blirgerbegehrens entscheidet der Kreistag. Die Entscheidung ist ortsiiblich
bekanntzugeben und ergeht kostenfrei. Uber den Widerspruch entscheidet die Rechtsaufsichtsbehérde. Ist das
Birgerbegehren zulassig, so ist der Blrgerentscheid innerhalb von drei Monaten durchzufiihren. Nach der
Feststellung der Zulassigkeit des Biirgerbegehrens darf eine diesem widersprechende Entscheidung des
Kreistages nicht mehr getroffen werden.

§ 22
Biirgerentscheid

(1) In Kreisangelegenheiten kénnen die Blirger anstelle des Kreistags Uber eine zur Abstimmung gestellte Frage
entscheiden (Blrgerentscheid), wenn ein Blirgerbegehren Erfolg hat oder der Kreistag mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln seiner Mitglieder die Durchflihrung eines Blrgerentscheids beschlieBt.

(2) Der Burgerentscheid kann Uber alle Fragen durchgefihrt werden, fur die der Kreistag zustandig ist. Ein
Burgerentscheid findet nicht statt tber

Weisungsaufgaben,

Fragen der inneren Organisation der Kreisverwaltung,
Haushaltssatzungen und Wirtschaftsplane,
Kreisabgaben, Tarife und Entgelte,

ok 0bd =

Jahresabschllisse und Gesamtabschlisse sowie Jahresabschliisse der Sondervermégen und
Treuhandvermdgen,

Rechtsverhaltnisse der Kreisrate, des Landrats und der Kreisbediensteten,

N oo

Entscheidungen in Rechtsmittelverfahren,
8. Antrage, die gesetzwidrige Ziele verfolgen.

(3) Bei einem Biirgerentscheid ist der zur Abstimmung gestellte Entscheidungsvorschlag angenommen, wenn er
die Mehrheit der glltigen Stimmen erhélt und diese Mehrheit mindestens 25 vom Hundert der Stimmberechtigten
betragt. Istdie nach Satz 1 erforderliche Mehrheit nicht erreicht worden, hat der Kreistag zu entscheiden.
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(4) Der Burgerentscheid steht einem Beschluss des Kreistages gleich. Er kann innerhalb von drei Jahren nur durch
einen neuen Burgerentscheid abgeéandert werden.

(5) Ein Burgerentscheid entfallt, wenn der Kreistag die Durchflihrung der mit dem Biirgerbegehren verlangten
MaBnahme beschliet. Fir einen solchen Beschluss gilt Absatz 4 Satz 2 entsprechend.

Dritter Teil
Verfassung und Verwaltung des Landkreises

Erster Abschnitt
Kreistag

§ 23
Rechtsstellung des Kreistages

Der Kreistag ist die Vertretung der Biirger und das Hauptorgan des Landkreises.

§24
Aufgaben des Kreistages

(1) Der Kreistag legt die Grundsétze fur die Verwaltung des Landkreises fest und entscheidet Gber alle
Angelegenheiten des Landkreises, soweit nicht der Landrat kraft Gesetzes zustandig ist oder ihm der Kreistag
bestimmte Angelegenheiten Gbertragt.

(2) Die Entscheidung tber folgende Angelegenheiten kann der Kreistag nicht Gibertragen:
die Festlegung von Grundsétzen fir die Verwaltung des Landkreises,

die Bestellung der Mitglieder von Ausschiissen des Kreistages, der Stellvertreter des Landrats, der
Beigeordneten sowie Angelegenheiten nach Absatz 3 Satz 1 bei leitenden Bediensteten,

3. die Ubernahme freiwilliger Aufgaben,

4, Satzungen und anderes Kreisrecht,

5. die Anderung des Kreisgebiets,

6. die Entscheidung Uber die Durchflihrung eines Blrgerentscheids oder die Zuladssigkeit eines
Birgerbegehrens,
die Regelung der allgemeinen Rechtsverhalinisse der Kreisbediensteten,

8. die Ubertragung von Aufgaben auf den Landrat,

9. die Erteilung des Einvernehmens zur Abgrenzung der Geschéftskreise der Beigeordneten,

10. die Entscheidung Uiber die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder dhnlichen
Zuwendungen,

11. die Ubertragung von Aufgaben auf das Rechnungspriifungsamt,

12. der Entzug der Leitung des Rechnungsprifungsamts nach § 103 Abs. 4 SdchsGemO,
13. die Entscheidung der Auswahl des 6rtlichen Prifers nach § 103 Abs. 1 Satz 1 und 2 S&chsGemO,
14. die Verfligung Uber Kreisvermdgen, das fur den Landkreis von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung ist,

15. die Errichtung, Ubernahme, wesentliche Veranderung, vollstandige oder teilweise VerduBerung und die
Auflédsung von Unternehmen und 6éffentlichen Einrichtungen sowie die unmittelbare und mittelbare
Beteiligung an solchen,

16. ein Haushaltsstrukturkonzept,

17. die Bestellung von Sicherheiten, die Ubernahme von Biirgschaften und von Verpflichtungen aus
Gewahrvertragen und den Abschluss der ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschéfte, soweit
sie flir den Landkreis von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind,

18. Jahresabschliisse und Gesamtabschllisse, Wirtschaftsplane und Jahresabschlliisse der Sondervermdgen
und Treuhandvermdgen,

19. die allgemeine Festsetzung von Abgaben,

20. den Verzicht auf Anspriiche des Landkreises und die Niederschlagung solcher Anspriiche, die Fiihrung
von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, soweit sie fur den Landkreis von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung sind,
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21. den Beitritt zu Zweckverbdnden und den Austritt aus diesen.

(3) Der Kreistag tiberwacht die Ausfiihrung seiner Beschliisse und sorgt beim Auftreten von Missstanden in der
Kreisverwaltung fir deren Beseitigung durch den Landrat.

(4) Der Kreistag entscheidet im Einvernehmen mit dem Landrat Gber die Ernennung, Einstellung,
Hoéhergruppierung und Entlassung der Kreisbediensteten sowie Uiber die Festsetzung von Vergltungen, auf die
kein Anspruch aufgrund eines Tarifvertrags besteht. Kommt es zu keinem Einvernehmen, entscheidet der Kreistag
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Stimmberechtigten. Der Landrat ist zustandig, soweit der
Kreistag ihm die Entscheidung Ubertragt oder diese zur laufenden Verwaltung gehort.

(5) Ein Funftel der Kreisrate kann in allen Angelegenheiten des Landkreises verlangen, dass der Landrat den
Kreistag unterrichtet und diesem oder einem von ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht gewéhrt. In dem
Ausschuss miissen die Antragsteller vertreten sein. Fiir den geméaB Satz 1 bestellten Ausschuss gilt § 39
entsprechend.

(6) Jeder Kreisrat kann an den Landrat schriftliche oder in einer Sitzung des Kreistages miindliche Anfragen Uber
einzelne Angelegenheiten des Landkreises richten, die binnen angemessener Frist, die grundsatzlich vier Wochen
betragt zu beantworten sind. Das Nahere istin der Geschéftsordnung zu regeln.

(7) Die Absatze 5 und 6 gelten nicht fir die nach § 49 Abs. 3 Satz 3 geheimzuhaltenden Angelegenheiten.

§25
Zusammensetzung des Kreistages

(1) Der Kreistag besteht aus den Kreisraten und dem Landrat als Vorsitzendem.

(2) Die Zahl der Kreisrate betrégtin Landkreisen mit

1. bis zu 180 000 Einwohnern 74,
2 bis zu 220 000 Einwohnern 80,
3 bis zu 260 000 Einwohnern 86,
4. bis zu 300 000 Einwohnern 92,
5 mehr als 300 000 Einwohnern 98.

(3) Anderungen der fiir die Zahl der Kreisrate maBgebenden Einwohnerzahl sind erst bei der nachsten
regelméaBigen Wahl zu berlcksichtigen.

§ 26
Wahlgrundsétze, Wahlgebiet, Wahlverfahren

(1) Die Kreisrate werden von den Blrgern in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl
gewahlt.

(2) Wahlgebiet ist der Landkreis.

(3) Gewahlt wird aufgrund von Wahlvorschlagen unter Beriicksichtigung der Grundsétze der Verhaltniswahl. Die
Verbindung von Wahlvorschlagen ist unzulé@ssig. Der Wahlberechtigte kann Bewerber aus anderen
Wabhlvorschlagen bernehmen und einem Bewerber bis zu drei Stimmen geben.

(4) Wird nur ein glltiger oder kein Wahlvorschlag eingereicht, findet Mehrheitswahl ohne Bindung an die
vorgeschlagenen Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhaufung auf einen Bewerber statt.

§ 27
Wahlbarkeit

(1) Wahlbar in den Kreisrat ist, wer gemaB § 14 Abs. 1 wahlberechtigt zum Kreisrat ist.
(2) Nicht wahlbar ist,

1. wer vom Wahlrecht ausgeschlossen ist (§ 14 Abs. 2),

2. wer infolge deutschen Richterspruchs die Wahlbarkeit oder die Fahigkeit zur Bekleidung offentlicher
Amter nicht besitzt oder

3. wer als Staatsangehdriger eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union nach dem Recht
dieses Mitgliedstaates infolge einer zivilrechtlichen Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen
Entscheidung die Wéahlbarkeit verloren hat.
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§ 28
Hinderungsgriinde

(1) Kreisrate kbnnen nicht sein

1. der Landrat, die Beigeordneten und die tGbrigen Beamten, ausgenommen die Ehrenbeamten und
Ruhestandsbeamten, sowie die Arbeitnehmer des Landkreises,

2. die Beamten und leitenden Arbeitnehmer einer juristischen Person des 6ffentlichen oder privaten Rechts,
in der der Landkreis einen maBgeblichen Einfluss ausubt,

3. die leitenden Beamten und Arbeitnehmer sowie die mit Angelegenheiten der Rechtsaufsicht befassten
Beamten und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehérden,

4. die mit Angelegenheiten der tberdrilichen Prifung befassten Beamten und Arbeitnehmer der staatlichen
Rechnungsprifungsamter und des Sachsischen Rechnungshofes,

(2) Absatz 1 gilt nicht fir Arbeitnehmer, deren Wahlbarkeit nicht nach Artikel 137 Abs. 1 des Grundgesetzes
eingeschrankt werden kann.

(3) Der Kreistag stellt fest, ob ein Hinderungsgrund nach Absatz 1 gegeben ist. Bis zu dieser Feststellung bleibt die
Rechtswirksamkeit der Tatigkeit des Kreisrates unberlhrt. Die Feststellung eines Hinderungsgrundes ergeht durch
Verwaltungsakt.

§ 29
Wahlperiode

(1) Die regelméaBigen Kreistagswahlen finden alle fiinf Jahre statt.

(2) Die Wahlperiode endet mit Ablauf des Monats, in dem die regelméaBigen Wahlen zum Kreistag stattfinden.
Wenn die Wahl von der Wahlprifungsbehdrde nicht beanstandet wurde, ist die erste Sitzung des Kreistages
unverziglich nach der Zustellung des Wahlprifungsbescheides oder nach ungenutztem Ablauf der
Wahlprifungsfrist, sonst nach rechtskraftiger Erledigung der Beanstandung anzuberaumen. Bis zum
Zusammentreten des neugebildeten Kreistages flhrt der bisherige Kreistag die Geschéfte weiter.

(3) Wird die Wahl des Kreistages nach seinem Zusammentreten rechtskraftig fir ungultig erklart, so fihrt er die
Geschéfte bis zum Zusammentreten des neugewéhlten Kreistages weiter. Wird nach dem Zusammentreten des
Kreistages die Neufeststellung des Wahlergebnisses rechtskraftig angeordnet, so fihrt er die Geschéfte bis zum
Ablauf des Tages weiter, an dem das berichtigte Wahlergebnis &ffentlich bekanntgemacht wird. Die
Rechtswirksamkeit der Tatigkeit des Kreistages bleibt in den Fallen der Séatze 1 und 2 unberihrt.

§ 30
Ausscheiden, Nachriicken, Erganzungswahl

(1) Aus dem Kreistag scheiden die Kreisrate aus, bei denen wahrend der Wahlperiode der Verlust der Wahlbarkeit
(§ 27) oder ein Hinderungsgrund (§ 28) eintritt oder bekannt wird. Der Kreistag ist verpflichtet, unverziiglich das
Ausscheiden nach Satz 1 und den Absétzen 3 und 4 festzustellen. Bis zu dieser Feststellung bleibt die
Rechtswirksamkeit der Tatigkeit des Kreisrats unberihrt.

(2) Tritt ein Gewahlter nichtin den Kreistag ein oder scheidet er im Laufe der Wahlperiode aus, riickt der als
nachste Ersatzperson festgestellte Bewerber nach.

(3) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundesverfassungsgericht nach Artikel 21
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes fiir verfassungswidrig erklart, verlieren die Kreisrate ihr Mandat, sofern sie dieser
Partei oder Teilorganisation zu irgendeinem Zeitpunkt zwischen der Antragstellung (§ 43 des Gesetzes Gber das
Bundesverfassungsgericht [Bundesverfassungsgerichtgesetz — BVerfGG]) und der Verkiindung der Entscheidung
(§ 46 BVerfGG) angehdrt haben. Satz 1 gilt entsprechend fur die Feststellung, dass eine Partei oder ein Teil einer
Partei eine verbotene Ersatzorganisation ist.

(4) Wird ein Verein oder Teilverein gemaB § 3 des Gesetzes zur Regelung des 6ffentlichen Vereinsrechts (
Vereinsgesetz) vom 5. August 1964 (BGBI. | S. 593), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 9. Januar 2002
(BGBI. 1S. 361, 367) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, verboten, weil sein Zweck oder seine
Tatigkeit gegen die verfassungsmaBige Ordnung oder gegen den Gedanken der Vélkerverstandigung gerichtet ist,
oder wird nach § 8 Abs. 2 des Vereinsgesetzes festgestellt, dass ein Verein oder Teilverein eine Ersatzorganisation
eines aus diesen Griinden verbotenen Vereins oder Teilvereins ist, verlieren die Kreisrate ihr Mandat zum
Zeitpunkt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung, sofern sie diesem Verein oder Teilverein zu irgendeinem
Zeitpunkt zwischen der Bekanntgabe des Verwaltungsakts und dem Eintritt der Unanfechtbarkeit angehort haben.

(5) Nach den Absatzen 3 und 4 freigewordene Sitze des Kreistages bleiben unbesetzt, soweit auch auf die
Ersatzpersonen die Voraussetzungen der Abséatze 3 und 4 zutreffen.
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(6) Eine Neuverteilung der verbleibenden Sitze findet nicht statt. Absatz 7 bleibt unberihrt.

(7) Ist die Zahl der Kreisrate wahrend der Wahlperiode auf weniger als zwei Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl
gesunken, ist eine Erganzungswahl nach den fiir die Hauptwahl geltenden Vorschriften fiir den Rest der
Wahlperiode durchzuflhren, sofern dieser mindestens sechs Monate betragt.

§ 31
Rechtsstellung der Kreisrate

(1) Die Kreisrate Gben ihr Mandat ehrenamtlich aus. Der Landrat verpflichtet die Kreisrate in der ersten Sitzung
offentlich auf die gewissenhafte Erfullung ihrer Pflichten.

(2) Niemand darf gehindert werden, sich um das Mandat eines Kreisrates zu bewerben, es zu ibernehmen und
auszutiben. Eine Kiindigung oder Entlassung aus einem Dienst- oder Arbeitsverhélinis, eine Versetzung an einen
anderen Beschéaftigungsort sowie sonstige berufliche Benachteiligungen aus diesem Grunde sind unzulassig.
Steht der Kreisrat in einem Dienst- oder Arbeitsverhaltnis, istihm die fiir die Mandatsausiibung erforderliche freie
Zeit zu gewéhren.

(3) Die Kreisrate tiben ihr Mandat nach dem Gesetz und ihrer freien, dem Gemeinwohl verpflichteten Uberzeugung
aus. An Verpflichtungen und Auftrage, durch die diese Freiheit beschrankt wird, sind sie nicht gebunden.

(4) Die Kreisrate sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen.
(5) Erleidet ein Kreisrat einen Dienstunfall, hat er dieselben Rechte wie ein Ehrenbeamter.

(6) Auf Kreisrate, die als Vertreter des Landkreises in Organen eines wirtschaftlichen Unternehmens ( § 94a
SachsGemO) Vergltungen erhalten, finden die fir Beamte geltenden Vorschriften Uber die Ablieferungspflicht
entsprechende Anwendung.

§ 31a
Fraktionen

(1) Kreisrate kdnnen sich zu Fraktionen zusammenschlieBen. Diese sind Organteile des Kreistages. Das Nahere
Uber die Bildung, die Starke der Fraktionen, ihre Rechte und Pflichten innerhalb des Kreistages regelt der
Landkreis durch Geschaftsordnung.

(2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung des Kreistages mit; sie kénnen ihre
Auffassungen 6ffentlich darstellen.

(3) Der Landkreis soll den Fraktionen Mittel aus seinem Haushalt fiir die sdchlichen und personellen
Aufwendungen fir die Geschéftsfiihrung gewahren. Diese Mittel sind in einer besonderen Anlage zum
Haushaltsplan darzustellen. Uber ihre Verwendung ist ein Nachweis in einfacher Form zu fihren.

(4) FOr Bedienstete der Fraktionen gilt § 17 Abs. 2 entsprechend. Die Geschéftsordnung kann vorsehen, dass
Arbeitnehmer der Fraktionen zu nichtéffentlichen Sitzungen des Kreistages und seiner Ausschiisse Zutritt haben.

§ 32
Vorsitz im Kreistag, Einberufung der Sitzungen

(1) Den Vorsitz im Kreistag fihrt der Landrat.
(2) Der Kreistag beschlieBt Gber Ort und Zeit seiner regelmaBigen Sitzungen.

(3) Der Landrat beruft den Kreistag schriftlich oder in elekironischer Form mit angemessener Frist ein und teilt
rechtzeitig die Verhandlungsgegenstande mit; dabei sind die flr die Beratung erforderlichen Unterlagen
beizufligen, soweit nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen einzelner entgegenstehen. Das Nahere
regelt die Geschaftsordnung. Der Kreistag ist einzuberufen, wenn es die Geschéftslage erfordert. Der Kreistag ist
unverziiglich einzuberufen, wenn es ein Fiinftel der Kreisrate unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes
beantragt. In Eilfallen kann der Kreistag ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstande
einberufen werden.

(4) Zeit, Ort und Tagesordnung der 6ffentlichen Sitzungen sind rechtzeitig ortstiblich bekanntzugeben. Dies gilt
nicht bei der Einberufung des Kreistages in Eilfallen.

(5) Auf Antrag von mindestens einem Flnftel der Kreisrate oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsgegenstand auf
die Tagesordnung spatestens der Ubernachsten Sitzung des Kreistages zu setzen, wenn der Kreistag den gleichen
Verhandlungsgegenstand nichtinnerhalb der letzten sechs Monate bereits behandelt hat oder wenn sich seit der
Behandlung die Sach- oder Rechtslage wesentlich gedndert hat. Die Verhandlungsgegenstande miissen in die
Zusténdigkeit des Kreistages fallen.
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) §33
Offentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Kreistages sind 6ffentlich, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen
einzelner eine nichtdffentliche Verhandlung erfordern. Uber Antrdge aus der Mitte des Kreistages, einen
Verhandlungsgegenstand entgegen der Tagesordnung in &ffentlicher oder nichtéffentlicher Sitzung zu behandeln,
wird in nichtéffentlicher Sitzung beraten und entschieden. In nichtéffentlicher Sitzung gefasste Beschliisse sind in
offentlicher Sitzung bekanntzugeben, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen einzelner
entgegenstehen. Beschlie Bt der Kreistag, einen Verhandlungsgegenstand in 6ffentlicher Sitzung zu behandeln, so
hat der Vorsitzende diesen auf die Tagesordnung der ndchsten Sitzung des Kreistages zu setzen.

(2) Die Kreisrate und der Landrat sind zur Verschwiegenheit tiber alle in nichtéffentlicher Sitzung behandelten
Angelegenheiten so lange verpflichtet, bis der Kreistag sie im Einvernehmen mit dem Landrat von der
Schweigepflicht entbindet; dies gilt nicht fiir Beschliisse, die nach Absatz 1 Satz 3 bekanntgegeben worden sind.

§34
Verhandlungsleitung, Geschéftsgang

(1) Der Vorsitzende eréffnet und schlieBt die Sitzung und leitet die Verhandlungen des Kreistages. Er bt die
Ordnungsgewalt und das Hausrecht aus. Der Vorsitzende kann die Verhandlungsleitung an einen Kreisrat
abgeben.

(2) Der Kreistag regelt seine inneren Angelegenheiten, insbesondere den Gang seiner Verhandlungen, im
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften durch eine Geschéaftsordnung.

(3) Bei grobem VerstoB gegen die Ordnung kann ein Kreisrat vom Vorsitzenden aus dem Beratungsraum
verwiesen werden; damit ist der Verlust des Anspruchs auf die auf den Sitzungstag entfallende Entschadigung
verbunden. Bei wiederholten Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 kann der Kreistag ein Mitglied fiir mehrere,
hdéchstens jedoch fir drei Sitzungen ausschlieBen.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend flr sachkundige Einwohner, die zu den Beratungen zugezogen sind.

§35
Beschlussfassung

(1) Der Kreistag kann nur in einer ordnungsgeman einberufenen und geleiteten Sitzung beraten und beschlieBen.
Uber Gegenstinde einfacher Art und geringer Bedeutung kann im Wege der Offenlegung oder im schriftlichen oder
elektronischen Verfahren beschlossen werden; ein hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein Mitglied
widerspricht.

(2) Der Kreistag ist beschlussféahig, wenn mindestens die Halfte aller Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.
Bei Befangenheit von mehr als der Halfte aller Mitglieder ist der Kreistag beschlussfahig, wenn mindestens ein
Viertel aller Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.

(3) Ist der Kreistag wegen Abwesenheit oder Befangenheit von Mitgliedern nicht beschlussfahig, muss eine zweite
Sitzung stattfinden, in der er beschlussfahig ist, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend und stimmberechtigt
sind; bei der Einberufung der zweiten Sitzung ist hierauf hinzuweisen. Die zweite Sitzung entfallt, wenn weniger als
drei Mitglieder stimmberechtigt sind.

(4) Ist der Kreistag auch in der zweiten Sitzung wegen Befangenheit von Mitgliedern nicht beschlussfahig,
entscheidet der Landrat an seiner Stelle nach Anhérung der nicht befangenen Kreisrate. Sind auch der Landrat
und sein Stellvertreter befangen, gilt § 51 entsprechend, sofern nicht der Kreistag ein stimmberechtigtes Mitglied flr
die Entscheidung zum Stellvertreter des Landrats bestellt.

(5) Der Kreistag beschlieBt durch Abstimmungen und Wahlen.

(6) Der Kreistag stimmtin der Regel offen ab; er kann aus wichtigem Grund geheime Abstimmung beschlieBen. Die
Beschlliisse werden mit Stimmenmehrheit gefasst, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
Stimmenthaltungen werden fiir die Ermittlung der Stimmenmehrheit nicht berticksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist
der Antrag abgelehnt.

(7) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewahlt werden, wenn kein Mitglied
widerspricht. Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat.
Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten
Stimmen Stichwahl statt, bei der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen entscheidet; Absatz 6 Satz 3 gilt
entsprechend. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Steht nur ein Bewerber zur Wahl, findet im Falle des
Satzes 3 ein zweiter Wahlgang statt, bei dem die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausreicht.
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§ 36
Niederschrift

(1) Uber den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Kreistags ist eine Niederschrift zu fertigen; die
elektronische Form ist ausgeschlossen. Die Niederschrift muss insbesondere den Namen des Vorsitzenden, die
Zahl der anwesenden und die Namen der abwesenden Kreisrate unter Angabe des Grundes der Abwesenheit, die
Gegenstande der Verhandlung, die Antrage, die Abstimmungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der
Beschlisse enthalten. Der Vorsitzende und jedes Mitglied kénnen verlangen, dass ihre Erklarung oder
Abstimmung in der Niederschrift festgehalten wird.

(2) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, zwei Kreisraten, die an der Verhandlung teiilgenommen haben, und dem
Schriftfihrer zu unterzeichnen. Innerhalb eines Monats, spatestens jedoch zur nachsten Sitzung, ist sie dem
Kreistag zur Kenntnis zu bringen. Mehrfertigungen von Niederschriften Gber nichtbéffentliche Sitzungen dirfen nicht
ausgehandigt werden. Uber die gegen die Niederschrift vorgebrachten Einwendungen entscheidet der Kreistag.
Die Einsichtnahme in die Niederschriften liber die 6ffentlichen Sitzungen ist den Einwohnern gestattet.

(3) Das Né&here regelt die Geschaftsordnung.

§ 37
BeschlieBende Ausschiisse

(1) Durch die Hauptsatzung kann der Kreistag beschlie Bende Ausschiisse bilden und ihnen bestimmte
Aufgabengebiete zur dauernden Erledigung Ubertragen. Durch Beschluss kann der Kreistag einzelne
Angelegenheiten auf bestehende beschlieBende Ausschiisse Uibertragen oder fiir ihre Erledigung beschlieBende
Ausschisse bilden.

(2) Auf beschlieBende Ausschiisse kdnnen nicht die Aufgaben Gibertragen werden, fiir die der Kreistag nach § 24
Abs. 2 ausschlieBlich zustandig ist.

(3) Im Rahmen ihrer Zusténdigkeit entscheiden die beschlieBenden Ausschiisse an Stelle des Kreistages. Ergibt
sich, dass eine Angelegenheit fir den Landkreis von besonderer Bedeutung ist, kbnnen die beschlieBenden
Ausschlsse die Angelegenheit dem Kreistag zur Beschlussfassung unterbreiten. Ein Flunftel aller Mitglieder eines
beschlieBenden Ausschusses kann verlangen, dass eine Angelegenheit dem Kreistag zur Beschlussfassung
unterbreitet wird, wenn sie fir den Landkreis von besonderer Bedeutung ist. Lehnt der Kreistag eine Behandlung
ab, entscheidet der zustandige beschlieBende Ausschuss. Der Kreistag kann jede Angelegenheit an sich ziehen
und Beschlusse der beschlieBenden Ausschiisse, solange sie noch nicht vollzogen sind, &ndern oder auftheben.
Der Kreistag kann den beschlieBenden Ausschissen allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen.

(4) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Kreistag vorbehalten ist, sollen den beschlieBenden Ausschiissen
innerhalb ihres Aufgabengebiets zur Vorberatung zugewiesen werden. Durch die Hauptsatzung kann bestimmt
werden, dass Antrage, die nicht vorberaten worden sind, auf Antrag des Vorsitzenden oder eines Flnftels aller
Mitglieder des Kreistages den zustéandigen beschlieBenden Ausschissen zur Vorberatung tberwiesen werden
missen.

(5) Fur die beschlieBenden Ausschiisse gelten die §§ 32 bis 36 entsprechend. Sitzungen, die der Vorberatung
nach Absatz 4 dienen, sind in der Regel nichtéffentlich. Ist ein beschlieBender Ausschuss wegen Befangenheit von
Mitgliedern nicht beschlussfahig, entscheidet der Kreistag in den Fallen des Absatzes 3 an seiner Stelle, in den
Fallen des Absatzes 4 ohne Vorberatung.

§ 38
Zusammensetzung der beschlieBenden Ausschiisse

(1) Die beschlieBenden Ausschisse bestehen aus dem Vorsitzenden und mindestens zehn vom Hundert der
Mitglieder des Kreistages. Der Kreistag bestellt die Mitglieder und deren Stellvertreter in gleicher Zahl widerruflich
aus seiner Mitte. Nach jeder Wahl der Kreisrate sind die beschlieBenden Ausschiisse neu zu bilden.

(2) Die Zusammensetzung der Ausschiisse soll der Mandatsverteilung im Kreistag entsprechen. Kommt eine
Einigung Uber die Zusammensetzung eines beschlieBenden Ausschusses nicht zustande, werden die Mitglieder
von den Kreisraten aufgrund von Wahlvorschlagen nach den Grundsatzen der Verhaliniswahl unter Bindung an
die Wahlvorschlage gewahlt. Wird nur ein glltiger oder kein Wahlvorschlag eingereicht, findet Mehrheitswahl ohne
Bindung an die vorgeschlagenen Bewerber statt. Anstelle der Wahl der Ausschussmitglieder kann der Kreistag
beschlieBen, dass sich alle oder einzelne Ausschiisse nach dem Starkeverhaltnis der Fraktionen
zusammensetzen; § 21 Abs. 1 des Gesetzes lber die Kommunalwahlen im Freistaat Sachsen
(Kommunalwahlgesetz — KomWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. September 2003 (SachsGVBI.
S.428,2004 S. 182), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. November 2013 (SachsGVBI. S. 822, 839)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, gilt entsprechend. In diesem Fall werden die
Ausschussmitglieder dem Landrat von den Fraktionen schriftlich benannt; dieser gibt dem Kreistag die
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Zusammensetzung der Ausschisse schriftlich bekannt. Die Mitglieder der Ausschiisse kdnnen sich im Einzelfall
durch andere Kreisrate vertreten lassen. Die von einer Fraktion benannten Ausschussmitglieder kénnen von dieser
abberufen werden; die Abberufung ist gegeniiber dem Landrat schriftlich zu erklaren. Nachtrigliche Anderungen
des Starkeverhaltnisses der Fraktionen, die sich auf die Zusammensetzung der Ausschiisse auswirken, sind zu
berlicksichtigen; Satz 5 gilt entsprechend.

(3) Der Landrat kann einen Beigeordneten oder, wenn alle Beigeordneten verhindert sind, ein Mitglied des
Ausschusses, das Kreisrat ist, mit seiner Vertretung im Vorsitz des beschlieBenden Ausschusses beauftragen. Den
nach Satz 1 beauftragten Vertretern stehen die Rechte aus § 48 Abs. 2 und 3 zu.

(4) Kreisrate, die nicht Mitglied des Ausschusses sind, kdnnen an allen Sitzungen des Ausschusses als Zuhérer
teilnehmen, auch wenn diese nichtoffentlich sind.

§39
Beratende Ausschiisse

(1) Durch die Hauptsatzung kann der Kreistag zur Vorberatung auf bestimmten Gebieten beratende Ausschiisse
bilden. Durch Beschluss kann der Kreistag bestehende beratende Ausschiisse mit der Vorberatung einzelner
Angelegenheiten beauftragen oder flr ihre Vorberatung beratende Ausschusse bilden. Ist ein beratender
Ausschuss wegen Befangenheit von Mitgliedern nicht beschlussfahig, entfallt die Vorberatung.

(2) Die Sitzungen der beratenden Ausschiisse sind nichtéffentlich.

(3) Fur die beratenden Ausschiisse gelten § 32, § 33 Abs. 2 Halbsatz 1, §§ 34 bis 36 und 38 entsprechend. Die
Hauptsatzung kann bestimmen, dass der Ausschuss den Vorsitzenden aus seiner Mitte wahlt; der Landrat hat das
Recht, an den Sitzungen des Ausschusses teilzunehmen.

§ 40
Mitwirkung im Kreistag und in den Ausschiissen

(1) Der Kreistag und seine Ausschiisse kdnnen sachkundige Einwohner und Sachverstandige zur Beratung
einzelner Angelegenheiten hinzuziehen.

(2) Der Kreistag kann sachkundige Einwohner widerruflich als beratende Mitglieder in beratende und
beschlieBende Ausschisse berufen. Ihre Zahl darf die der Kreisrate in den einzelnen Ausschiissen nicht erreichen.
Sie sind ehrenamtlich tatig. Mitglieder des Kreistages und Bedienstete des Landkreises kdnnen nicht als
sachkundige Einwohner berufen werden.

(3) Der Kreistag und seine Ausschiisse kénnen bei 6éffentlichen Sitzungen Einwohnern und den ihnen nach § 9
Abs. 3 gleichgestellten Personen sowie Veriretern von Burgerinitiativen die Méglichkeit einrdumen, Fragen zu
Kreisangelegenheiten zu stellen oder Anregungen und Vorschlage zu unterbreiten (Fragestunde); zu den Fragen
nimmt der Vorsitzende oder ein von ihm Beauftragter Stellung.

(4) Bei der Vorbereitung wichtiger Entscheidungen kénnen der Kreistag und seine Ausschusse betroffenen
Personen und Personengruppen Gelegenheit geben, ihre Auffassung vorzutragen (Anhérung), soweit die
Anhdérung nicht gesetzlich vorgeschrieben ist.

(5) Die Beigeordneten nehmen an den Sitzungen des Kreistages und der fiir ihren Geschéftskreis zustandigen
Ausschiisse mit beratender Stimme teil.

(6) Der Vorsitzende kann den Vortrag in den Sitzungen des Kreistages und seiner Ausschiisse einem Bediensteten
des Landkreises Ubertragen; auf Verlangen des Kreistages muss er einen solchen zu sachverstéandigen
Ausklnften hinzuziehen.

(7) Das Néhere regelt die Geschaftsordnung.

i §M
Altestenrat

Der Kreistag kann durch Hauptsatzung einen Altestenrat bilden, der den Landrat in Fragen der Tagesordnung und
des Gangs der Verhandlungen des Kreistages und seiner Ausschiisse berat. Das Néhere Uber die
Zusammensetzung und den Geschéftsgang regelt die Geschéaftsordnung.

§ 42
Beirat fiir geheim zuhaltende Angelegenheiten

(1) Durch die Hauptsatzung kann ein Beirat gebildet werden, der den Landrat in geheimzuhaltenden
Angelegenheiten (§ 49 Abs. 3 Satz 2) berat.
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(2) Der Beirat besteht aus héchstens funf Mitgliedern, die vom Kreistag aus seiner Mitte bestellt werden. Dem Beirat
kénnen nur Mitglieder des Kreistages angehéren, die auf die fir die Behdérden des Freistaates Sachsen geltenden
Geheimhaltungsvorschriften verpflichtet sind.

(3) Vorsitzender des Beirats ist der Landrat. Er beruft den Beirat ein, wenn es die Geschéftslage erfordert. Fallt die
Angelegenheitin den Geschéftskreis eines Beigeordneten, nimmt dieser an der Sitzung teil. Die Sitzungen des
Beirats sind nichtéffentlich. Im Ubrigen gelten fiir den Beirat die Vorschriften (iber beratende Ausschiisse
entsprechend.

§43
Sonstige Beirite

Durch die Hauptsatzung kénnen sonstige Beirate gebildet werden, denen Mitglieder des Kreistages und
sachkundige Einwohner angehéren. Sie unterstitzen den Kreistag und die Kreisverwaltung bei der Erfillung ihrer
Aufgaben.

Zweiter Abschnitt
Landrat

§ 44
Wahlgrundsitze

Der Landrat wird von den Burgern des Landkreises in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer
Wahl gewahlt. Die Wahl ist nach den Grundséatzen der Mehrheitswahl durchzufihren. Das Nahere bestimmt das
Kommunalwahlgesetz.

§ 45
Wahlbarkeit, Hinderungsgriinde

(1) Wahlbar zum Landrat sind Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes und Staatsangehdrige
anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union, die das 27., aber noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet haben
und die allgemeinen persdnlichen Voraussetzungen fir die Berufung in das Beamtenverhaltnis erflllen.

(2) Nicht wahlbar ist, wer von der Wahlbarkeit in den Kreistag gemaB § 27 Abs. 2 ausgeschlossen ist. Nicht wahlbar
ist ferner,

1. wer aus dem Beamtenverhaltnis entfernt, wem das Ruhegehalt aberkannt oder gegen wen in einem dem
Disziplinarverfahren entsprechenden Verfahren durch die Européische Union, in einem anderen
Mitgliedstaat der Europé&ischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber
den Européischen Wirtschaftsraum eine entsprechende MaBnahme verhangt worden ist oder

2. wer wegen einer vorsatzlichen Tat durch ein deutsches Gericht oder durch die Recht sprechende Gewalt
eines anderen Mitgliedstaats der Européischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, die bei
einem Beamten den Verlust der Beamtenrechte zur Folge hétte, in den auf die Unanfechtbarkeit der
MaBnahme oder Entscheidung folgenden funf Jahren.

(3) Bedienstete des Landkreises sowie der oberen und obersten Rechtsaufsichtsbehdrden kénnen nicht Landrat
sein.

§ 46
Zeitpunkt der Wahl

(1) Wird die Wahl des Landrats wegen Ablaufs der Amtszeit oder wegen Eintritts in den Ruhestand notwendig, ist
sie frlhestens drei Monate und spatestens einen Monat vor Freiwerden der Stelle, in anderen Fallen spétestens
vier Monate nach Freiwerden der Stelle durchzuflihren.

(2) Der Landkreis kann den Bewerbern, deren Bewerbungen zugelassen worden sind, Gelegenheit geben, sich
den Burgern in 6ffentlichen Versammlungen vorzustellen.

§ 47
Rechtsstellung des Landrats

(1) Der Landrat ist Vorsitzender des Kreistages und Leiter der Kreisverwaltung. Er vertritt den Landkreis.
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(2) Der Landrat ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit.

(3) Die Amtszeit des Landrats betrégt sieben Jahre. Die Amtszeit beginnt mit dem Amtsantritt, der der
Rechtsaufsichtsbehdrde unverziiglich anzuzeigen ist. Im Falle der Wiederwahl schlie Bt sich die neue Amtszeit an
das Ende der vorangegangenen an.

(4) Der Landrat fuhrt nach Freiwerden seiner Stelle die Geschéfte bis zum Amtsantritt des neugewahlten Landrats
unter Fortdauer seines Dienstverhéltnisses weiter. Satz 1 gilt nicht, wenn

1. der Landrat
a) dem Landkreis schriftlich mitteilt, dass er die Weiterfihrung der Geschafte ablehne,
b) des Dienstes vorlaufig enthoben ist oder gegen ihn Anklage wegen eines Verbrechens erhoben
ist,
C) sich um seine Wiederwahl beworben hat, aber ohne Ricksicht auf Wahlprifung und

Wahlanfechtung nach Feststellung des Kreiswahlausschusses nicht wiedergewahlt worden ist; ist
im ersten Wahlgang kein Bewerber gewahlt worden, so ist das Ergebnis der Neuwahl (§ 44 Abs. 2
Satz 2) entscheidend,

d) gemanB Absatz 9 sein Amt verloren hat oder

2. der Kreistag einen Amtsverweser nach § 51 Abs. 3 bestellt.
(5) Ein vom Kreistag gewéahltes Mitglied vereidigt und verpflichtet den Landrat in éffentlicher Sitzung.

(6) Der Landrat kann von den Blrgern des Landkreises vorzeitig abgewahlt werden. Er ist abgewé&hlt, wenn sich flr
die Abwahl eine Mehrheit der giiltigen Stimmen ergibt, sofern diese Mehrheit mindestens 50 vom Hundert der
Burger betragt. Fur die Durchfiihrung der Abwahl gelten die Bestimmungen zur Durchflihrung von
Birgerentscheiden entsprechend. Der Landrat scheidet mit dem Ablauf des Tages, an dem der
Kreiswahlausschuss die Abwahl feststellt, aus seinem Amt; er behalt bis zum Ablauf seiner Amtszeit die Bezlge
wie ein in den einstweiligen Ruhestand versetzter Beamter.

(7) Zur Einleitung des Abwahlverfahrens nach Absatz 6 bedarf es eines Blrgerbegehrens. Das Blrgerbegehren
muss von mindestens einem Drittel der Blirger des Landkreises unterzeichnet sein. § 21 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3
findet Anwendung.

(8) Das Abwahlverfahren nach Absatz 6 kann auch durch einen von mindestens drei Viertel der Stimmen aller
Kreisrate zu fassenden Beschluss eingeleitet werden. Eine Aussprache vor der Beschlussfassung findet nicht statt.

(9) § 30 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 48
Stellung des Landrats im Kreistag

(1) Der Landrat ist stimmberechtigtes Mitglied des Kreistages. Er bereitet die Sitzungen des Kreistages und der
Ausschuisse vor und vollzieht die Beschlisse.

(2) Der Landrat muss Beschliissen des Kreistages widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie
rechtswidrig sind; er kann ihnen widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie fiir den Landkreis nachteilig
sind. Der Widerspruch muss unverziiglich, spatestens jedoch binnen einer Woche nach Beschlussfassung
gegeniber den Kreisraten ausgesprochen werden. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. Gleichzeitig ist
unter Angabe der Widerspruchsgriinde eine Sitzung einzuberufen, in der erneut Giber die Angelegenheit zu
beschlieBen ist; diese Sitzung hat spatestens vier Wochen nach der ersten Sitzung stattzufinden. Ist nach Ansicht
des Landrats auch der neue Beschluss rechtswidrig, muss er ihm erneut widersprechen und unverzlglich die
Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehdrde Uber die RechtmaBigkeit herbeizufiihren.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend fiir Beschliisse, die durch beschlie Bende Ausschiisse gefasst werden. In diesen
Fallen hat der Kreistag Uber den Widerspruch zu entscheiden.

(4) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung auch nicht bis zu einer ohne Frist und formlos einberufenen
Kreistagssitzung (§ 32 Abs. 3 Satz 4) aufgeschoben werden kann, entscheidet der Landrat anstelle des Kreistages.
Die Griinde fir die Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind dem Kreistag unverzlglich mitzuteilen. Das
Gleiche gilt fir Angelegenheiten, fir deren Entscheidung ein beschlieBender Ausschuss zustandig ist.

(5) Der Landrat hat den Kreistag Uber alle wichtigen, den Landkreis und seine Verwaltung betreffenden
Angelegenheiten zu unterrichten; bei wichtigen Planungen und Vorhaben ist der Kreistag méglichst friihzeitig Gber
die Absichten und Vorstellungen der Kreisverwaltung und laufend Gber den Stand und den Inhalt der
Planungsarbeiten zu unterrichten. Uber Angelegenheiten, die nach § 49 Abs. 3 Satz 3 geheim zuhalten sind, ist
anstelle des Kreistages der nach § 42 gebildete Beirat zu unterrichten.

§ 49
Leitung der Kreisverwaltung
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(1) Der Landrat ist fiir die sachgemaBe Erledigung der Aufgaben und den ordnungsmaBigen Gang der
Kreisverwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Kreisverwaltung.

(2) Der Landrat erledigt in eigener Zustandigkeit die Geschéfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst durch
Rechtsvorschrift oder vom Kreistag ibertragenen Aufgaben. Die dauernde Ubertragung der Erledigung bestimmter
Aufgaben auf den Landratist durch die Hauptsatzung zu regeln. Der Kreistag kann die Erledigung von
Angelegenheiten, fir die er ausschlieBlich zustandig ist (§ 24 Abs. 2), nicht auf den Landrat Gbertragen.

(3) Weisungsaufgaben erledigt der Landrat in eigener Zustandigkeit, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist;
dies gilt nicht fiir den Erlass von Rechtsverordnungen und Satzungen. Satz 1 gilt auch, wenn der Landkreis in einer
Angelegenheit angehdrt wird, die aufgrund einer Anordnung der zustdndigen Behdrde geheim zuhalten ist. Bei der
Erledigung von Weisungsaufgaben, die aufgrund einer Anordnung der zustandigen Behdérde geheim zuhalten
sind, sowie in den Fallen des Satzes 2 hat der Landkreis die fiir die Behdrden des Freistaates Sachsen geltenden
Geheimhaltungsvorschriften zu beachten.

(4) Der Landrat ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehérde der Kreisbediensteten.

§ 50*
Beigeordnete

(1) In jedem Landkreis sind als Stellvertreter des Landrats zwei hauptamtliche Beigeordnete zu bestellen. Die
Hauptsatzung kann bestimmen, dass ein weiterer Beigeordneter bestellt wird.

(2) Die Beigeordneten vertreten den Landrat stndig in ihrem Geschéftskreis. Die Geschéaftskreise der
Beigeordneten werden vom Landratim Einvernehmen mit dem Kreistag festgelegt. Der Landrat kann den
Beigeordneten allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen.

(3) Im Falle des Absatzes 1 bestimmt der Kreistag im Einvernehmen mit dem Landrat, in welcher Reihenfolge die
Beigeordneten den Landrat im Falle seiner Verhinderung vertreten.

(4) Kommt es in den Fallen des Absatzes 2 Satz 2 oder des Absatzes 3 zu keinem Einvernehmen, entscheidet der
Kreistag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Stimmberechtigten allein.

* § 50 gilt gemanB Artikel 4 in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 4 des Gesetzes vom 29. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 102,110, 133) ab 1. Oktober 2015 in folgender Fassung:
» 8§50

Beigeordnete

(1) In jedem Landkreis ist als Stellvertreter des Landrats ein hauptamtlicher Beigeordneter zu bestellen.
Die Hauptsatzung kann bestimmen, dass ein weiterer Beigeordneter bestellt wird.

(2) Die Beigeordneten vertreten den Landrat stndig in ihrem Geschéftskreis. Die Geschéaftskreise der
Beigeordneten werden vom Landratim Einvernehmen mit dem Kreistag festgelegt. Der Landrat kann den
Beigeordneten allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen.

(3) Im Falle des Absatzes 1 Satz 2 bestimmt der Kreistag im Einvernehmen mit dem Landrat, in welcher
Reihenfolge die Beigeordneten den Landratim Falle seiner Verhinderung vertreten.

(4) Kommt es in den Féllen des Absatzes 2 Satz 2 oder des Absatzes 3 zu keinem Einvernehmen,
entscheidet der Kreistag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Stimmberechtigten allein.”

§ 51
Stellvertreter des Landrats, Amtsverweser

(1) Neben den Beigeordneten kdnnen weitere Stellvertreter des Landrats bestellt werden, die den Landratim Falle
seiner Verhinderung vertreten, wenn auch alle Beigeordneten verhindert sind. Die Stellvertretung beschrankt sich
auf die Falle der Verhinderung. Die Stellvertreter werden nach jeder Wahl des Kreistages neu bestellt. Sie werden
in der Reihenfolge der Stellvertretung je in einem besonderen Wahlgang aus der Mitte des Kreistages gewahlt.
Sind alle Stellvertreter des Landrats verhindert, nimmt das an Lebensjahren alteste, nicht verhinderte Mitglied des
Kreistages die Aufgaben des Landrats wahr.

(2) Ist die Stelle des Landrats voraussichtlich Iangere Zeit unbesetzt oder ist der Landrat voraussichtlich langere
Zeit an der Ausubung seines Amtes verhindert, kann der Kreistag mit der Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder
einen Amtsverweser bestellen. Der Amtsverweser muss zum Landrat wahlbar sein. Der Amtsverweser ist vom
Landkreis zum Beamten auf Widerruf zu bestellen, sofern er nicht bereits Beamter des Landkreises ist.

(3) Im Falle der Anfechtung einer Landratswahl kann vor der rechtskréftigen Entscheidung Uber deren Gultigkeit
der zum Landrat gewé&hlte Bewerber vom Kreistag mit der Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder zum
Amtsverweser bestellt werden, wenn die Wahlprifungsbehérde die Gultigkeit der Wahl festgestellt hat oder die
Wahlprifungsfrist ungenutzt verstrichen ist. Der Amtsverweser ist zum Beamten auf Zeit zu ernennen. Seine
Amtszeit betragt zwei Jahre; Wiederbestellung ist zulassig. Die Amtszeit endet vorzeitig mit der Rechtskraft der
Entscheidung Uber die Glltigkeit der Wahl zum Landrat. Der Amtsverweser flihrt die Bezeichnung Landrat. Die
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Amtszeit als Landrat verkiirzt sich um die Amtszeit als Amtsverweser.

(4) Der geméaB Absatz 3 bestellte Amtsverweser hat Stimmrecht im Kreistag und in seinen Ausschiissen.

§ 52
Rechtsstellung und Bestellung der Beigeordneten

(1) Die Beigeordneten sind zu hauptamtlichen Beamten auf Zeit zu ernennen. Ihre Amtszeit betragt sieben Jahre.
Sie mussen die fir das Amt erforderlichen fachlichen Voraussetzungen erfillen.

(2) Die Beigeordneten werden vom Kreistag je in einem besonderen Wahlgang gewéhlt; § 24 Abs. 4 ist
anzuwenden.

(3) Fur den Zeitpunkt der Bestellung gilt § 46 Abs. 1 entsprechend. Die Stellen der Beigeordneten sind spéatestens
zwei Monate vor der Besetzung 6ffentlich auszuschreiben.

(4) Beigeordnete kénnen vom Kreistag vorzeitig abberufen werden. Der Antrag auf vorzeitige Abberufung muss
von der Mehrheit aller Mitglieder des Kreistages gestellt werden. Der Beschluss Uber die Abberufung bedarf einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglieder des Kreistages. Uber die Abberufung ist zweimal zu
beschlieBen. Eine Aussprache vor der Beschlussfassung findet nicht statt. Die zweite Beratung darf frihestens vier
Wochen und muss spatestens acht Wochen nach der ersten erfolgen. Der Beigeordnete scheidet mit dem Ablauf
des Tages, an dem die Abberufung zum zweiten Mal beschlossen wird, aus seinem Amt. Er erhélt bis zum Ablauf
seiner Amtszeit die Bezlige wie ein in den einstweiligen Ruhestand versetzter Beamter.

§ 53
Hinderungsgriinde

(1) Fur Beigeordnete gilt § 45 entsprechend.

(2) Beigeordnete diirfen weder miteinander noch mit dem Landrat oder dem Amtsverweser geméas § 51 Abs. 3 in
einem die Befangenheit begriindenden Verhaltnis nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 stehen. Entsteht ein solches
Verhéltnis zwischen dem Landrat oder dem Amtsverweser gemaB § 51 Abs. 3 und einem Beigeordneten, ist der
Beigeordnete in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen; entsteht ein solches Verhalinis zwischen
Beigeordneten, ist der Beigeordnete mit der kiirzeren Arbeitszeit in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen.

§ 54
Besondere Dienstpflichten

Fir den Landrat, den Amtsverweser und die Beigeordneten gelten § 16 Abs. 1 Nr.1 bis 3 und § 18 entsprechend.

§55
Beauftragung, rechtsgeschaftliche Vollmacht

(1) Der Landrat kann Bedienstete des Landkreises mit seiner Vertretung flir bestimmte Aufgabengebiete oder in
einzelnen Angelegenheiten der Kreisverwaltung beauftragen. Er kann diese Befugnis auf Beigeordnete fur deren
Geschéftskreis Ubertragen.

(2) Der Landrat kann in einzelnen Angelegenheiten rechtsgeschétftliche Vollmacht erteilen. Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

§ 56
Verpflichtungserkldrungen

(1) Erklarungen, durch welche der Landkreis verpflichtet werden soll, bediirfen der Schriftform. Sie sind vom
Landrat handschriftlich zu unterzeichnen.

(2) Im Falle der Vertretung des Landrats mlssen Erklarungen durch dessen Stellvertreter, den
vertretungsberechtigten Beigeordneten oder durch zwei vertretungsberechtigte Bedienstete handschriftlich
unterzeichnet werden.

(3) Den Unterschriften soll die Amtsbezeichnung und im Falle des Absatzes 2 ein das Vertretungsverhalinis
kennzeichnender Zusatz beigefligt werden.

(4) Die Formvorschriften der Absatze 1 bis 3 gelten nicht fir Erklarungen in Geschéften der laufenden Verwaltung
oder aufgrund einer in der Form der Abséatze 1 bis 3 ausgestellten Vollmacht.
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Dritter Abschnitt
Bedienstete und Beauftragte des Landkreises

§ 57
Einstellung, Aus- und Fortbildung

(1) Der Landkreis ist verpflichtet, die zur Erfillung seiner Aufgaben erforderlichen geeigneten Bediensteten
einzustellen.

(2) Mindestens ein Bediensteter des Landkreises muss die Befdhigung zum Richteramt oder h6heren
Verwaltungsdienst besitzen; dies kann auch ein Beigeordneter sein.

(3) Der Landkreis fordert die Aus- und Fortbildung seiner Bediensteten.

§ 58
Fachbediensteter fiir das Finanzwesen

(1) Die Aufstellung des Haushaltsplanes, des Finanzplanes und des Jahresabschlusses sowie des
Gesamtabschlusses, die Haushaltsiiberwachung sowie die Verwaltung des Geldvermdgens und der Schulden
sollen bei einem Bediensteten zusammengefasst werden (Fachbediensteter fiir das Finanzwesen).

(2) Der Fachbedienstete fiir das Finanzwesen muss die daflr erforderliche fachliche Vorbildung, Erfahrung und
Eignung besitzen. Die erforderliche Eignung besitzt, wer entweder eine abgeschlossene
wirtschaftswissenschaftliche Ausbildung oder die Befédhigung zum Gemeindefachbeamten besitzt. Diese
Voraussetzung erfillt, wer die Laufbahnbeféhigung flir den gehobenen oder héheren nichttechnischen
Verwaltungsdienst erworben hat.

§ 59
Stellenplan

Der Landkreis bestimmtim Stellenplan die Stellen seiner Bediensteten, die fir die Erfullung der Aufgaben im
Haushaltsjahr erforderlich sind. Fiir Sondervermdgen, fiir die Sonderrechnungen gefiihrt werden, sind besondere
Stellenpléne aufzustellen. Bedienstete in Einrichtungen solcher Sondervermégen sind auch im Stellenplan nach
Satz 1 aufzuflhren und dort besonders zu kennzeichnen.

§ 60
Beauftragte

(1) Die Landkreise kénnen fir bestimmte Aufgabenbereiche besondere Beauftragte bestellen.

(2) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frau und Mann haben die Landkreise
Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. Sie sollen hauptamtlich téatig sein. Das Nahere regelt die Hauptsatzung.

() Zur Wahrung der Belange der im Landkreis lebenden Auslander sollen die Landkreise Auslanderbeauftragte
bestellen.

(4) Die Beauftragten sind in der Auslibung ihrer Tatigkeit unabh&ngig und kénnen an den Sitzungen des
Kreistages und der fiir ihnren Aufgabenbereich zustandigen Ausschiisse mit beratender Stimme teilnehmen.

Vierter Teil
Wirtschaft des Landkreises

§ 61
Haushaltswirtschaft

Fir die Haushaltswirtschaft gelten die §§ 72 bis 88b und 131 der Gemeindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (
SéchsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2003 (SachsGVBI. S. 55, 159), die zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. November 2013 (SachsGVBI. S. 822) geandert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, entsprechend.

§ 62
Vermdégen des Landkreises
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Fur das Vermdgen des Landkreises gelten die §§ 89 bis 94 SdchsGemO entsprechend.

§ 63
Unternehmen und Beteiligungen des Landkreises

Fir Unternehmen und Beteiligungen des Landkreises gelten die §§ 94a bis 99, 102 und 130a Abs. 2 SachsGemO
mit Ausnahme von § 94a Abs. 2 SachsGemO entsprechend.

§ 64
Prifungswesen

Der Landkreis hat ein Rechnungspriifungsamt einzurichten. Uberdrtliche Priifungsbehérde ist der Sachsische
Rechnungshof. Im Ubrigen gelten fiir das Priifungswesen § 103 Abs. 2 bis 5, §§ 104 bis 106 und § 109
Sé&chsGemO entsprechend.

Flnfter Teil
Aufsicht

§ 65
Aufsicht, Rechtsaufsichtsbehorden

(1) Rechtsaufsichtsbehdrde und obere Rechtsaufsichtsbehdrde ist die Landesdirektion Sachsen. Oberste
Rechtsaufsichtsbehdrde ist das Staatsministerium des Innern.

(2) Der Funfte Teil der Gemeindeordnung fur den Freistaat Sachsen Uber die Aufsicht findet auf den Landkreis
entsprechende Anwendung. § 2 Abs. 3 Satz 3 findet keine Anwendung.

Sechster Teil
Sonstige Vorschriften

§ 66
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig einer aufgrund von

1. § 3 Abs. 1 erlassenen Satzung Uber die Benutzung einer 6ffentlichen Einrichtung,
2. § 12 erlassenen Satzung Uber den Anschluss- und Benutzungszwang
zuwiderhandelt, soweit die Satzung fiir einen bestimmten Tatbestand auf diese BuBgeldvorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer als Kreisrat geméas § 17 Abs. 3 Satz 1 Anspriiche und Interessen eines
Dritten gegen den Landkreis geltend macht. Satz 1 gilt nicht, soweit er als gesetzlicher Vertreter handelt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe geahndet werden.

(4) Verwaltungsbehérden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom

28. August 2013 (BGBI. 1 S. 3313, 3324) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind die
Landkreise.

§ 67
MaBgebende Einwohnerzahl

Kommt nach einer gesetzlichen Vorschrift der Einwohnerzahl eines Landkreises rechtliche Bedeutung zu, ist die
vom Statistischen Landesamt zum 30. Juni des Vorjahres auf der Grundlage der jeweils letzten Volkszahlung
fortgeschriebene Einwohnerzahl maBgebend, soweit nichts anderes bestimmt ist. Abweichend von Satz 1 sind
Gebietsdnderungen vom Tage der Rechtswirksamkeit an zu bericksichtigen.

) § 67a
Ubergangsbestimmung aus Anlass des Zensus 2011

§ 67 findet fiir das Jahr 2013 mit der MaBgabe Anwendung, dass die vom Statistischen Landesamt
zum 30. Juni 2012 auf Grundlage der am 3. Oktober 1990 nachgewiesenen Bevdlkerungszahl fortgeschriebene
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Einwohnerzahl maBgebend ist.

§ 68
Rechtsverordnungen
(1) Das Staatsministerium des Innern wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln:

1. die Durchfiihrung von Einwohnerantragen, Blirgerbegehren und Blrgerentscheiden,
die Form und das Verfahren 6ffentlicher Bekanntmachungen,

w

das Verfahren fiir die Erteilung von Genehmigungen und die Freistellung von Genehmigungspflichten
nach diesem Gesetz,

das Verfahren fur die Verleihung von Bezeichnungen nach § 4 Abs. 1,
die Zustandigkeit der Rechtsaufsichtsbehdrden bei Streitigkeiten nach § 6 Abs. 1 Satz 2,
die Héchstbetrage fir die Entschadigung fir ehrenamtliche Tatigkeit nach § 19,

N o o ok

den Inhalt, Ausgleich und die Gestaltung des Haushaltsplans, des Finanzplans und des
Investitionsprogrammes, die Haushaltsfihrung und Haushaltsliberwachung, die naheren
Voraussetzungen, den Inhalt und die Gestaltung des Haushaltsstrukturkonzepts sowie nahere
Bestimmungen zu Gegenstand und Umfang haushaltswirtschaftlicher Beschrankungen bis zur
Genehmigung eines Haushaltsstrukturkonzepts, insbesondere zu

a) personalwirtschaftlichen Beschrédnkungen,

b) Beschrankungen bei der Leistung von Aufwendungen und Auszahlungen,

) dem Erfordernis der Einzelgenehmigung und anderen Beschrankungen bei der Kreditaufnahme,
8. die Bestimmung eines vom Haushaltsjahr abweichenden Wirtschaftszeitraums,
9. die Bildung und Verwendung von Ricklagen, Riickstellungen und Sonderposten,
10. die Freistellung von der Vorlagepflicht nach § 63 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 102 SachsGemO,

11. die Erfassung, den Nachweis, die Bewertung und die Abschreibung von Vermégensgegenstanden sowie
den Nachweis und die Bewertung von Verbindlichkeiten,

12. Bestimmungen Uber Geldanlagen nach § 62 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 89 Abs. 3 Satz 2
SéachsGemO sowie die ndhere Bestimmung des Begriffs des spekulativen Finanzgeschafts gemaB § 72
Abs. 2 Satz 2 SachsGemO,

13. die Gewahrung von Nachlassen nach § 62 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Satz 3
SachsGemO,

14. die Ausschreibung von Lieferungen und Leistungen sowie die Vergabe von Auftragen einschlieBlich des
Abschlusses von Vertragen,

15. das Prifungswesen und die Befreiung von der Prifungspflicht,

16. die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Anspriichen sowie die Behandlung von
Kleinbetragen,

17. Aufgaben, Organisation, Buchflihrung und Beaufsichtigung der Kasse des Landkreises und der
Sonderkassen, die Abwicklung des Zahlungsverkehrs, die Einrichtung von Gebihren- und Portokassen
und die Gewahrung von Handvorschissen,

18. Inhalt und Gestaltung des Jahresabschlusses, des Gesamtabschlusses und der Sonderrechnungen sowie
die Abdeckung der Fehlbetrage,

19. die Organisation, die Wirtschaftsfiihrung, das Rechnungswesen und die Priifung der Eigenbetriebe.
(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 7 ergehen im Benehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen.

§ 69
Muster fiir die Haushaltswirtschaft

Soweit es flr die Vergleichbarkeit der Haushalte erforderlich ist, gibt das Staatsministerium des Innern durch
Verwaltungsvorschrift Muster insbesondere flir

1. die Haushaltssatzung und ihre Bekanntmachung,

2. die Beschreibung und Gliederung der Produktbereiche und Produktgruppen sowie die Gestaltung des
Haushaltsplans und des Finanzplans,

3. die Form des Haushaltsplans und seiner Anlagen, des Finanzplans und des Investitionsprogramms,
die Form der Anlagenlbersicht, der Forderungsubersicht und der Verbindlichkeitentbersicht,
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5. die Zahlungsanordnungen, Buchfihrung, den Kontenrahmen, den Jahresabschluss und den
Gesamtabschluss und ihre Anlagen

im Sachsischen Amtsblatt bekannt. Die Landkreise sind verpflichtet, diese Muster zu verwenden. Die Bekanntgabe
von Mustern nach Satz 1 Nr. 2 und 3 erfolgtim Benehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen.

§70
Sonstige Verwaltungsvorschriften

(1) Das Staatsministerium des Innern kann sonstige Verwaltungsvorschriften zur Durchfiihrung dieses Gesetzes
erlassen. § 68 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann im Falle von Naturkatastrophen oder auBergewdhnlichen
Notsituationen, die bei den betroffenen Landkreisen zu unabweisbaren Ausgaben oder Aufwendungen fuhren, im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen Ausnahmen oder Befreiungen von den Vorschriftenin § 72
Abs. 3 bis 6,§ 78 Abs. 2 Satz 1,§ 79 Abs. 1 Nr. 2, §§ 81,82 Abs. 1, § 84 Abs. 3, § 131 Abs. 6 Satz 1 zulassen.

§ 71
(weggefallen)

§72
(weggefallen)

.. §73
Ubergangsvorschriften

§ 3 Abs. 5 gilt auch fir Satzungen und anderes Kreisrecht, die vor Inkraftireten dieses Gesetzes zustande
gekommen sind, wenn die zur Beschlussfassung zustéandige Stelle innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes auf die in der genannten Bestimmung bezeichneten Voraussetzungen fir die Geltendmachung
einer Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen sowie auf die dort bezeichnete Frist,
die mit der Bekanntmachung beginnt, fiir die betreffende Satzung oder das andere Kreisrecht durch éffentliche
Bekanntmachung hinweist.

§74
(Inkrafttreten)

Anderungsvorschriften
Anderung der Landkreisordnung
Art. 2 des Gesetzes vom 20. Februar 1997 (SachsGVBI. S. 105, 105)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

§ 21 des Gesetzes vom 19. April 1994 (SachsGVBI. S. 773, 776)

Anderung der Landkreisordnung

Art. 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 1995 (SachsGVBI. S. 414, 415)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 10 des Gesetzes vom 28. Juni 2001 (S&chsGVBI. S. 426, 427)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 14. Februar 2002 (SachsGVBI. S. 86, 87)
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Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 1, § 1 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SachsGVBI. S. 168, 168)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 4. Méarz 2003 (SachsGVBI. S. 49, 53)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 9 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 148, 153)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 11. Mai 2005 (SachsGVBI. S. 155, 155)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 7. November 2007 (SachsGVBI. S. 478, 482)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 3 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 110)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2009 (SachsGVBI. S. 323, 325)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 29 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 144)

Anderung der Sachsischen Landkreisordnung

Art. 3 des Gesetzes vom 18. Oktober 2012 (SachsGVBI. S. 562, 565)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 28. Marz 2013 (SachsGVBI. S. 158, 159)

Anderung der Landkreisordnung fiir den Freistaat Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 28. November 2013 (SachsGVBI. S. 822, 831)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.2014 Seite 25 von 25



	Bekanntmachung der Neufassung der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO)
	Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen  (SächsLKrO)
	Inhaltsübersicht
	Erster Teil  Rechtsstellung, Aufgaben und Gebiet des Landkreises
	Erster Abschnitt  Rechtsstellung und Aufgaben
	§ 1  Wesen und Organe des Landkreises
	§ 2  Aufgaben
	§ 3  Satzungen
	§ 4  Name, Bezeichnung und Sitz
	§ 5  Wappen, Flaggen und Dienstsiegel
	Zweiter Abschnitt  Gebiet des Landkreises
	§ 6  Gebietsbestand
	§ 7  Gebietsänderungen
	§ 8  Auseinandersetzung
	Zweiter Teil  Einwohner und Bürger des Landkreises
	§ 9  Rechtsstellung der Einwohner
	§ 10  Unterrichtung und Beratung der Einwohner
	§ 11  Petitionsrecht
	§ 12  Anschluss- und Benutzungszwang
	§ 13  Bürger des Landkreises
	§ 14  Wahlrecht
	§ 15  Ehrenamtliche Tätigkeit
	§ 16  Ablehnung ehrenamtlicher Tätigkeit
	§ 17  Pflichten ehrenamtlich Tätiger
	§ 18  Ausschluss wegen Befangenheit
	§ 19  Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit
	§ 20  Einwohnerantrag
	§ 21  Bürgerbegehren
	§ 22  Bürgerentscheid
	Dritter Teil  Verfassung und Verwaltung des Landkreises
	Erster Abschnitt  Kreistag
	§ 23  Rechtsstellung des Kreistages
	§ 24  Aufgaben des Kreistages
	§ 25  Zusammensetzung des Kreistages
	§ 26  Wahlgrundsätze, Wahlgebiet, Wahlverfahren
	§ 27  Wählbarkeit
	§ 28  Hinderungsgründe
	§ 29  Wahlperiode
	§ 30  Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl
	§ 31  Rechtsstellung der Kreisräte
	§ 31a  Fraktionen
	§ 32  Vorsitz im Kreistag, Einberufung der Sitzungen
	§ 33  Öffentlichkeit der Sitzungen
	§ 34  Verhandlungsleitung, Geschäftsgang
	§ 35  Beschlussfassung
	§ 36  Niederschrift
	§ 37  Beschließende Ausschüsse
	§ 38  Zusammensetzung der beschließenden Ausschüsse
	§ 39  Beratende Ausschüsse
	§ 40  Mitwirkung im Kreistag und in den Ausschüssen
	§ 41  Ältestenrat
	§ 42  Beirat für geheim zuhaltende Angelegenheiten
	§ 43  Sonstige Beiräte
	Zweiter Abschnitt  Landrat
	§ 44  Wahlgrundsätze
	§ 45  Wählbarkeit, Hinderungsgründe
	§ 46  Zeitpunkt der Wahl
	§ 47  Rechtsstellung des Landrats
	§ 48  Stellung des Landrats im Kreistag
	§ 49  Leitung der Kreisverwaltung
	§ 50*  Beigeordnete
	§ 51  Stellvertreter des Landrats, Amtsverweser
	§ 52  Rechtsstellung und Bestellung der Beigeordneten
	§ 53  Hinderungsgründe
	§ 54  Besondere Dienstpflichten
	§ 55  Beauftragung, rechtsgeschäftliche Vollmacht
	§ 56  Verpflichtungserklärungen
	Dritter Abschnitt  Bedienstete und Beauftragte des Landkreises
	§ 57  Einstellung, Aus- und Fortbildung
	§ 58  Fachbediensteter für das Finanzwesen
	§ 59  Stellenplan
	§ 60  Beauftragte
	Vierter Teil  Wirtschaft des Landkreises
	§ 61  Haushaltswirtschaft
	§ 62  Vermögen des Landkreises
	§ 63  Unternehmen und Beteiligungen des Landkreises
	§ 64  Prüfungswesen
	Fünfter Teil  Aufsicht
	§ 65  Aufsicht, Rechtsaufsichtsbehörden
	Sechster Teil  Sonstige Vorschriften
	§ 66  Ordnungswidrigkeiten
	§ 67  Maßgebende Einwohnerzahl
	§ 67a  Übergangsbestimmung aus Anlass des Zensus 2011
	§ 68  Rechtsverordnungen
	§ 69  Muster für die Haushaltswirtschaft
	§ 70  Sonstige Verwaltungsvorschriften
	§ 71  (weggefallen)
	§ 72  (weggefallen)
	§ 73  Übergangsvorschriften
	§ 74  (Inkrafttreten)

	Änderungsvorschriften

